1

Geholzschutzsatzung

der Stadt Bad Schandau
in der Fassung vom 12. September 2001
einschlieBlich 1. Anderung vom 17. April 2002

§1

Schutzzweck

Schutzzweck der Satzung ist:

aobrownN =

XN

(1)

die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts sicherzustellen,

die Durchgriinung des Stadtgebietes zu gewahrleisten bzw. zu erreichen,

das Orts- und das Landschaftsbild zu beleben und zu gliedern,

zur Erhaltung und Verbesserung des ortlichen Kleinklimas beizutragen,

den Biotopverbund mit den angrenzenden Teilen von Natur und Landschaft zu erhalten
bzw. herzustellen,

schadliche Einwirkungen, insbesondere Luftverunreinigungen und Larm, abzuwehren,
Lebensraume fur Tiere zu erhalten und

einen artenreichen Geholzbestand zu erhalten.

§2
Schutzgegenstand

Geholze auf dem Gebiet der Stadt Bad Schandau ausschlief3lich der Geholze im
Nationalpark und des Landschaftsschutzgebietes Sachsische Schweiz werden nach
Malgabe dieser Satzung unter Schutz gestellt.

Geschiitzte Geholze im Sinne dieser Satzung sind:

Baume mit einem Stammumfang von 30 Zentimetern und mehr, gemessen in 1 Meter
Hoéhe vom Erdboden aus. Bei mehrstammigen Baumen ist der Stammumfang nach der
Summe der Stammumfange zu berechnen. Liegt der Kronenansatz niedriger, so ist der
Stammdurchmesser unmittelbar unter dem Kronenansatz maf3gebend,

Baume mit einem Stammumfang von 25 Zentimetern und mehr, wenn sie in einer Gruppe
von mindestens 5 Baumen so zusammenstehen, dass der Abstand zwischen den
einzelnen Stdmmen nicht mehr als 5 Meter betragt,

Ersatzpflanzungen, die aufgrund von Anordnungen nach § 8 dieser Satzung sowie
aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften angelegt wurden, unabhangig von ihrem
Stammumfang,

Geschiitzt sind nicht nur die oberirdischen Teile der in den Absatzen 1 und 2 aufgefiihrten
Geholze, sondern auch deren Wurzelbereich.

Je nach Wuchsform der geschitzten Geholze sind folgende Wurzelbereiche geschiitzt:

1.

2.

(1)
1.

Bei Baumen mit kugel- bis eiférmiger Krone der Wurzelbereich unterhalb der Baumkronen,
zuzuglich 1,5 Meter nach allen Seiten,

Bei Baumen mit saulen- bzw. schlank kegelformiger Krone der Wurzelbereich unterhalb
der Baumkrone, zuzlglich 5 Meter nach allen Seiten,

Die Bestimmungen der Satzung gelten nicht far:
Gehdlze in Baumschulen und Gartnereien, die zu gewerblichen Zwecken herangezogen
werden,
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2. Obstbdume in erwerbswirtschaftlich genutzten Obstplantagen und Privatgrundsticken im
Innenbereich

3. Gehdlze im Sinne von § 2 des Waldgesetzes fur den Freistaat Sachsen,

4. Gehdlze an offentlichen Straflien, Gleisanlagen der Eisenbahn sowie auf Flugplatzen und
an Wasserstrallen, soweit die bestimmungsgemafle Nutzung dieser Anlagen durch
Geholze erheblich eingeschrankt oder behindert wird oder die Vorschriften dies erfordern,

5. Gehdlze in Kleingarten im Sinne des Bundes-Kleingartengesetzes.

(1) Diese Satzung gilt insoweit nicht, als weitergehende Schutzvorschriften, insbesondere
Uber Schutzgebiete gemall den §§ 16 bis 21, 52 und 64 Absatz 1 Sachsisches
Naturschutzgesetz (Sachs NatSchG), Uber geschitzte Biotope nach § 26 SachsNatSchG
den Schutzzweck nach § 1 gewahrleisten und den Schutzgegenstand nach den Absatzen
1 bis 3 sicherstellen oder Bebauungsplane, Satzungen nach § 21 Absatz 1 Sachsisches
Denkmalschutzgesetz sowie Erhaltungssatzungen nach § 172 BauGB den §§ 4 bis 7
entgegenstehen.

(2) Diese Satzung ist nicht anzuwenden, soweit Uber eine erhebliche oder nachhaltige
Beeintrachtigung von nach den Absatzen 1 bis 3 geschiitzten Gehoélzen im Rahmen der
Eingriffsregelung nach den §§ 8 bis 11 SachsNatSchG zu entscheiden ist.

§3

Schutz- und Pflegegrundsatze

(1) Die nach § 2 geschitzten Gehodlze sind artgerecht zu pflegen und deren
Lebensbedingungen so zu erhalten, dass ihre gesunde Entwicklung und ihr
Fortbestand langfristig gesichert bleiben. Bei Baumalnahmen sind die Bestimmungen
der DIN 18920 (Schutz von Baumen, Pflanzenbestanden und Vegetationsflachen bei
Baumalinahmen) einzuhalten.

Bei der Beweidung von Flachen sind nach § 2 geschitzte Gehdlze durch geeignete
Auskopplungsmallnahmen vor Beschadigungen, insbesondere vor Verbiss-, Scheuer- oder
Trittschaden zu schitzen.

(2) Die Stadt kann anordnen, dass der Eigentimer oder Nutzungsberechtigte des
Grundstucks, auf dem sich nach § 2 geschitzte Gehdlze befinden, bei Gefahrdung dieser
Geholze bestimmte Mallnahmen zu deren Pflege, Erhaltung und Schutz zu treffen hat.

§4
Verbote

(1) die Beseitigung der nach § 2 geschutzten Geholze sowie alle Handlungen, die zur
Zerstérung, Beschadigung oder zu einer wesentlichen Veranderung des Aufbaus fiihren
kénnen, sind verboten. Eine wesentliche Veranderung des Aufbaus liegt vor, wenn an den
nach § 2 geschitzten Gehodlzen Handlungen vorgenommen werden, durch die deren
naturliches Erscheinungsbild verandert wird.

(2) Verboten ist insbesondere:

1. den nach § 2 Absatz 3 geschitzten Wurzelbereich durch Befahren mit Kraftfahrzeugen
einschlief3lich des Parkens und des Abstellens sowie durch Ablagern von Gegenstanden,
Aufbringen von Asphalt, Beton oder ahnlichen wasserundurchlassigen Materialien so zu
verdichten, dass die Vitalitdt der Gehdlze beeintrachtigt wird,
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2. naher als 3 Meter von der Stammbasis nach § 2 geschitzter Gehdlze entfernt
Abgrabungen, Ausschachtungen oder Aufschittungen vorzunehmen,

3. im nach § 2 Absatz 3 geschiitzten Wurzelbereich oder oberirdischen Bereich nach § 2
geschiitzter Geholze feste, flissige oder  gasformige Stoffe auszubringen bzw.
freizusetzen, welche geeignet sind, das Gehdlzwachstum zu gefahrden,

4. an nach § 2 geschitzten Geholzen Werbematerial wie Plakate, Schilder, Hinweistafeln
usw. anzukleben, zu nageln, zu schrauben oder auf sonstige schadigende Weise
anzubringen,

5. an nach § 2 geschutzten Geholzen Weidezaune bzw. Halterungen fir Weidezaune zu
befestigen,

6. die Rinde nach § 2 geschitzter Gehdlze abzuschneiden, abzuschéalen oder sonstwie zu
entfernen.

§5

Ausnahmegenehmigung

(1) Die Stadt erteilt auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung zur Beseitigung der nach § 2
geschitzten Geholze, wenn dies zur Errichtung, Anderung oder Erweiterung baulicher
Anlagen, einschlieBlich Ver- und Entsorgungsleitungen, nach den Vorschriften der
Sachsischen Bauordnung (SachsBO) im Innenbereich erforderlich ist und eine
Standortanderung der baulichen Anlage aus Grinden des Gehdlzschutzes nicht zumutbar
ware.

(2) Die Stadt kann die Entscheidung nach Absatz 1 in der Zeit vom 1. Méarz bis 30. September
aussetzen oder sie auf die Zeit vom 1. Oktober bis zum Ende des Monats Februar befristen,
wenn der Antragsteller keine zwingenden Grinde fur die Unaufschiebbarkeit der
beabsichtigten MaRnahme nachweisen kann. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller die
Zulassung einer Ausnahme der unteren Naturschutzbehdrde nach § 25 Absatz 2 Satz 2
SachsNatSchG erhalten hat.

§6

Zulassige Handlungen

Die §§ 4 und 5 gelten nicht fur:

1. die Ubliche Nutzung der nach § 2 geschitzten Geholze, gestalterische Mallnahmen zu
ihrer Eingliederung in die Bebauung sowie Maflinahmen, die ihrer Pflege und Erhaltung
dienen oder die zur ordnungsgemafien Nutzung von Anlagen erforderlich sind. Die
MafRnahmen haben dem jeweiligen Stand fachlicher Erfahrungen und Techniken zu
entsprechen,

2. unaufschiebbare MaRnahmen zur Abwendung einer unmittelbaren Gefahr fiir Personen
oder Sachen insbesondere bei MalRnahmen, die der Erfullung der allgemeinen
Verkehrssicherungspflicht dienen. Die Mallnahmen sind auf das notwendige, den
jeweiligen Umstanden angemessene Mal} unter Beachtung des Schutzzwecks dieser
Satzung zu beschranken und der Stadt unverziiglich anzuzeigen. Des Weiteren sollen der
Stadt innerhalb von 2 Wochen nach Durchfihrung der Malinahme die Grinde fur deren
Unaufschiebbarkeit dargelegt sowie Mittel zu deren Nachweis aufgefiihrt werden.

AuRert sich die Stadt gegeniiber dem Anzeigeerstatter zu der MaRnahme nicht innerhalb von
4 Wochen nach Eingang der Anzeige, so gilt die Zulassigkeit der Mallnahme als festgestellt.
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§7

Befreiungen

Von den Verboten und Geboten dieser Satzung kann die Stadt nach § 53 SachsNatSchG

auf Antrag Befreiung gewahren, wenn:

die Durchflihrung der Vorschrift im Einzelfall

a) zu einer nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und die Abweichung mit dem
Schutzzweck nach § 1 zu vereinbaren ist oder

b) zu einer nicht gewollten Beeintrachtigung des Schutzgegenstandes nach § 2 flhren
wirde oder

Uberwiegende Griinde des Gemeinwohls die Befreiung erfordern.

Befreiungen kénnen mit Nebenbestimmungen versehen werden.

§ 53 Absatz 3 SachsNatSchG gilt entsprechend.

§8

Ersatzpflanzungen und MaBRnahmen zur Gefahrenabwehr und Folgenminderung

Ersatzpflanzung fir nach § 2 geschitzte Geholze kann verlangt werden, wenn diese

a) entgegen § 4 oder

b) aufgrund einer Ausnahmegenehmigung nach § 5 oder einer Befreiung nach § 7
beseitigt oder zerstdrt wurden.

Den Umfang und die Qualitdt der Ersatzpflanzung legt die Stadtverwaltung nach
pflichtgemalem Ermessen fest.

Die Ersatzpflanzung ist auf dem von der Veranderung des nach § 2 geschitzten
Gehdlzbestandes betroffenen Grundstiick vorzunehmen. Ist dies aus tatsachlichen
Griinden nicht méglich, kann die Stadt die Ersatzpflanzung auf einem anderen dafir
geeigneten Grundstiick des Verursachers oder auf einem Grundstlick der Stadt anordnen.

Einzelfall kann die Ersatzpflanzung auch auf einem anderen Grundstick im

Geltungsbereich dieser Satzung zugelassen werden.

3)

Die Ersatzpflanzung gilt nur dann als wirksam vollzogen, wenn die Gehodlze anwachsen.
Angewachsen ist ein Gehodlz, wenn es am Ende der dritten Vegetationsperiode einen
austriebsfahigen Zustand ausweist. Wachst die Ersatzpflanzung nicht an, kann die Stadt
am gleichen Standort eine Wiederholung der Ersatzpflanzung verlangen. Ersatzpflanzung
kann auch an anderen geeigneten Standorten solange verlangt werden, bis der wirksame
Vollzug im Sinne von Satz 1 festgestellt wird.

Zur Ersatzpflanzung ist der Verursacher verpflichtet. Verursacher ist, wer Handlungen
entgegen § 4 vornimmt oder eine Ausnahmegenehmigung nach § 5 oder eine Befreiung
nach § 7 erhalten hat.

Die Stadt kann auch Anordnungen treffen, die erforderlich und zweckmaRig sind zur
Abwehr von Handlungen, die zur Zerstérung, Beschadigung oder wesentlichen
Veranderung des nach § 2 geschitzten Gehdlzbestandes oder zur Minderung der Folgen
der vorgenannten Handlungen fiihren. Werden nach § 2 geschitzte Geholze beschadigt,
kann vom Verursacher deren Sanierung verlangt werden, wenn diese Erfolg verspricht.
Muss das nach § 2 geschitzte Gehdlz aufgrund der Beschadigung und dem daraus
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resultierenden Verlust an Lebenskraft innerhalb von 2 Jahren beseitigt werden, kann die
Stadt den Verursacher zur Ersatzpflanzung verpflichten.

§9
Verfahren zur Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 5 oder zur
Entscheidung uber eine Befreiung nach § 7

(1) Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 5 oder einer Befreiung nach § 7 ist
mindestens 3 Wochen vor der geplanten Durchflihrung der MaRnahme schriftlich bei der
Stadt zu beantragen. Mit dem zu begriindenden Antrag sind Lageplane im Sinne von § 2
Nr. 11 der Bauvorlagen-/Bauprifverordnung vom 11. Marz 1993 (SachsGVBI. 16, S.
255) einzureichen, die Angaben Uber Standorte, Arten, AusmafRe (Stammumfang in
Zentimetern, gemessen in 1 Meter Hohe vom Erdboden aus, Ho6he und
Kronendurchmesser) der nach § 2 geschitzten Gehoélze und in den Fallen des § 5
Angaben Uber zwingende Griinde fir die Unaufschiebbarkeit der Malinahme in der Zeit
vom 1. Marz bis 30. September enthalten sollen.

Die Stadt entscheidet Uber die Antrége nach Satz 1 innerhalb der dort genannten Frist. Fur
die Entscheidung Uber die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung gilt dies nur, sofern diese
Entscheidung keiner anderen Gestattung nach Absatz 2 bedarf.

(2) Ist fur die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 5 nach den Rechtsvorschriften
eine Gestattung (§ 10 Absatz 1 Satz 1 SachsNatSchG) erforderlich, entscheidet die hierflr
zustandige Behdrde im Einvernehmen mit der Stadt.

Im Falle des § 5 Absatz 1 Nr. 1 entscheidet die Stadt unverziglich, bei
genehmigungsbedlrftigen baulichen Anlagen jedoch spatestens bis zur Vorlage der
Antragsunterlagen an die Baugenehmigungsbehdérde Uber die Herstellung des
Einvernehmens. Liegt dem Antrag weder eine Baugenehmigung noch eine Bauvoranfrage
nach den Vorschriften der SdchsBO zugrunde, setzt die Stadt die Entscheidung Uber den
Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 5 Absatz 1 Nr. 1 bis zur Vorlage
entsprechender Antragsunterlagen, langstens jedoch fir die Dauer von 6 Monaten aus. Im
Ubrigen entscheidet die Stadt Uber das Ersuchen der Gestattungsbehoérde auf Herstellung
des Einvernehmens innerhalb eines Monats nach Eingang des Ersuchens. Das
Einvernehmen gilt als erteilt, wenn es nicht innerhalb dieser Frist gegenltber der
Gestattungsbehodrde verweigert wird.

§10
Betreten von Grundstiicken

Bedienstete oder Beauftragte der Stadt sind zum Zwecke der Durchflhrung dieser Satzung
unter den Voraussetzungen des § 54 Absatz 2 SachsNatSchG berechtigt, Grundstiicke zu
betreten.

§11

Ordnungswidrigkeiten
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(1)
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Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Absatz1 Nr. 1 SachsNatSchG handelt, wer entgegen
nach § 4 nach § 2 geschitzte Gehdlze vorsatzlich oder fahrlassig beseitigt oder
Handlungen vornimmt, die zu deren Zerstérung, Beschadigung oder wesentlichen
Veranderung ihres Bestandes oder Aufbaus flihren.

Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Absatz 1 Nr. 1 SachsNatSchG handelt
insbesondere, wer:

entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 1 den Boden im nach § 2 Absatz 3 geschitzten
Wurzelbereich durch Befahren mit Kraftfahrzeugen einschlielich des Parkens und des
Abstellens sowie durch Ablagern von Gegenstanden, Aufbringen von Asphalt, Beton
oder ahnlichen wasserundurchlassigen Materialien so verdichtet, dass die Vitalitat der
Geholze beeintrachtigt wird,

entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 2 naher als 3 Meter von der Stammbasis nach § 2
geschutzter Gehdlze entfernt Abgrabungen, Ausschachtungen oder Aufschittungen
vornimmt,

entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 3 im nach § 2 Absatz 3 geschutzten Wurzelbereich oder
oberirdischen Bereich nach § 2 geschitzter Geholze feste, flissige oder gasformige
Stoffe ausbringt bzw. freisetzt, welche geeignet sind, das Gehdlzwachstum zu geféhrden,
entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 4 an nach § 2 geschitzten Gehdélzen Werbematerial wie
Plakate, Schilder, Hinweistafeln usw. anklebt, nagelt, schraubt oder auf sonstige
schadigende Weise anbringt,

entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 5 an nach § 2 geschitzten Gehodlzen Weidezdune bzw.
Halterungen fir Weidezaune befestigt,

entgegen § 4 Absatz 2 Nr. 6 die Rinde nach § 2 geschitzter Gehdlze abschneidet,
abschalt oder sonstwie entfernt.

Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Absatz 1 Nr. 1 SachsNatSchG handelt auch, wer
ohne schriftliche Ausnahmegenehmigung vorsatzlich oder fahrldssig im Innenbereich
nach den Vorschriften der Sachsischen Bauordnung bauliche Anlagen errichtet, andert
oder erweitert, einschlieBlich Ver- und Entsorgungsleitungen verlegt, und hierbei
geschitzte Geholze beseitigt.

Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Absatz 1 Nr. 1 SachsNatSchG handelt des weiteren,
wer vorsatzlich oder fahrlassig:

seiner Anzeigepflicht gemaf § 6 Nr. 2 Satz 2 nicht oder nicht fristgerecht nachkommt,
auf Grundlage von § 8 angeordnete Ersatzpflanzungen oder Sanierungsmaflnahmen
nicht, nicht fristgerecht oder nicht ordnungsgemaf durchfiihrt,

den mit einer Befreiung nach § 7 verbundenen Nebenbestimmungen nicht, nicht
fristgerecht oder nicht ordnungsgemaf nachkommt,

einem Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt gemaR § 54 SachsNatSchG
auf seinem Grundstilick verweigert.

Ordnungswidrigkeiten koénnen mit einem BufRgeld von mindestens 25,00 €, aber
héchstens 50 000,00 € geahndet werden.

Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten ist in Verbindung mit § 61 Absatz 3 Nr. 2 SachsNatSchG die
Stadtverwaltung.

§12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Baumschutzsatzung der
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Stadt Bad Schandau vom 16. Marz 1994 aulRer Kraft.



	Gehölzschutzsatzung
	Schutzzweck
	Verbote
	Ausnahmegenehmigung
	Zulässige Handlungen
	Befreiungen
	Ersatzpflanzungen und Maßnahmen zur Gefahrenabwe�
	Betreten von Grundstücken
	Ordnungswidrigkeiten

